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Bekanntmachung der 2. Anderung
der Gebuhrenordnung fir das Parken
an Parkscheinautomaten in der Stadt Helmstedt

Aufgrund der 88 10, 11 und 58 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NkomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 02.03.2017 (Nds.GVBI. S. 48) in Verbindung mit § 6 a des StralBenverkehrsgesetzes (StVG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2003 (BGBI. 1S. 310, 919), zuletzt geédndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 06.03.2017 (BGBI. 1 S. 399) und der Verordnung uber
Zustandigkeiten im Bereich Verkehr (ZustVO-Verkehr) vom 25.08.2014 (Nds.GVBI. S. 249),
zuletzt geandert durch Verordnung vom 06.02.2017 (Nds. GVBI S. 17) und dem Gesetz zur
Bevorrechtigung der Verwendung elektrisch betriebener Fahrzeuge (Elektromobilitdtsgesetz -
EmoG) vom 05.06.2015 (BGBI. 1 S. 898) hat der Rat der Stadt Helmstedt am 11.05.2017
folgende Anderung der Gebiihrenordnung beschlossen:

Artikel 1:

8 1wird um den folgenden Absatz 5 erganzt:

(5) Elektrofahrzeuge im Sinne des 8§ 2 Elektromobilititsgesetz -EmoG (reine
Batterieelektrofahrzeuge , von aul3en aufladbare Hybridelektrofahrzeuge  und
Brennstoffzellenfahrzeuge) sind von der Gebiihr nach Absatz 1 unter Beachtung der
Hochstparkdauer bis zum 30. Juni 2019 befreit. Voraussetzung fur die Gebuhrenbefreiung

ist die Verwendung der Parkscheibe sowie die Kennzeichnung des Fahrzeuges im Sinne
des EmoG (E-Kennzeichen 0. &.).

Artikel 2:
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veroffentlichung in Kraft. Artikel 1 verliert seine
Rechtskraft nach Ablauf von zwei Jahren nach Beginn des Inkrafttretens.

Helmstedt, 23.05.2017

Stadt Helmstedt

gez. Wittich Schobert (L.s)
Wittich Schobert

Blrgermeister

Vorstehende Satzung wird am 07.06.2017 im Amtsblatt fir den Landkreis Helmstedt Nr. 19
unter Ifd. Nr. 94 verdffentlicht.

Helmstedt, den 23.05.2017 Der Burgermeister

(L.S)
gez. Schobert

ABI.-Nr. 19 vom 07.06.2017
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Bekanntmachung
der Friedhofsgebiihrenordnung fiir den Friedhof der
Ev.-luth. St. Johannes-Kirchengemeinde in
Essenrode

GemaR 8§ 5 der Rechtsverordnung uber die Verwaltung kirchlicher Friedhofe (Friedhofs-
rechtsverordnung) vom 13. November 1973 (KABI. 1974 S.1) und 8 33 der Friedhofsordnung
fur den Friedhof der Ev.-luth. St. Johannes-Kirchengemeinde in Essenrode hat der Kirchen-
vorstand am 23.03.2017 folgende Friedhofsgeblihrenordnung beschlossen:

81
Allgemeines

Fur die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie fiir sonstige in 8 6 aufge-

fuhrte Leistungen der Kirchengemeinde werden Gebihren nach dieser Gebiihrenordnung
erhoben.

§2
Gebuhrenpflichtige
(1) Gebuhrenpflichtig sind der Antragsteller und der Nutzungsberechtigte.
(2) Mehrere Gebuhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

83
Entstehen der Gebihrenpflicht

Die Gebuhrenpflicht entsteht mit Erbringen der Leistung.

8§84
Festsetzung und Falligkeit

(1) Die Heranziehung zu Gebuihren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebiihren sind
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Geblhrenbescheides zu zahlen.
(2) Ruckstandige Gebuhren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

85
Stundung und Erlass der Geblhren

Die Gebuhren konnen im Einzelfall aus Billigkeitsgrinden wegen personlicher oder sachli-
cher Harte gestundet sowie ganz oder teilweise erlassen werden.

86
Geblhrentarif

1. Gebuhren fir die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstétten:

1. Reihengrabstatte (30 Jahre)

a) fur Personen Uber 5 Jahre: 650,00 €
b) fir Kinder bis zu 5 Jahren: 410,00€
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. Wahlgrabstatte 130 Jahre)

a) je Grabstelle:
b) fir jedes Jahr der Verlangerung, je Grabstelle:

. Urnenreihengrabstétte 130 Jahre)

je Grabstelle:

. Urnenwabhlgrabstatte (30 Jahre)

a) je Grabstelle:
b) furjedes Jahr der Verlangerung, je Grabstelle:

. Rasenreihengrabstatte. Erdbestattung 130 Jahre

a) je Grabstelle:
b) Pflegekosten fur die Dauer der Ruhezeit
c) Grabplatte mit Verlegung

. Rasenreihengrabstatte, Urnenbestattung 130 Jahre)

a)je Grabstelle:
b) Pflegekosten fir die Dauer der Ruhezeit
c) Grabplatte mit Verlegung

. Rasenurnenwahlgrabstatten _ (30Jahre

a) je Grabstelle:

b) fur jedes Jahr der Verlangerung

c) Pflegekosten fur die Dauer der Ruhezeit
d) fur jedes Jahr der Verlangerung

e) Grabplatte mit Verlegung

810,00€
27,00 €

530,00 €

690,00 €
23,00 €

570,00€
270,00 €
540,00€

450,00 €
270,00 €
540,00€

610,00 €
21,00 €
270,00 €
9,00 €
540,00 €

. Zusatzliche Beisetzung einer Urne in einer Wahlgrabstétte/Urnenwahlgrabstétte

a) bei einer Beisetzung in einer einstelligen Wahlgrabstatte/Urnenwahl grabstatte eine

Gebuhr gern. 2.a) bzw. 4 a),

b) bei einer Beisetzung in einer mehrstelligen Wahlgrabstatte/Urnenwahlgrabstatte zu-
satzlich zu den Gebuhren nach a) eine Gebihr gern. 2.b) bzw. 4 b), fr die anderen

Grabstellen zur Anpassung an die neue Ruhezeit.

. Zuschlage zuden Grabstattengebihren

zu den unter 2 und 4 genannten Gebuhren fur die Verleihung des
Nutzungsrechts vor Eintritt eines Todesfalles je Grabstelle ein Zuschlag von

. Gebuhren fir Umbettungen

Fur die Ausgrabung einer Leiche oder Asche:

50 v.H.

nachtatsachlichemAufwand

I1l. Gebiihren fiir die Genehmigung der Errichtung oder Anderung von Grabmalen

und fur die Prufung der Standsicherheit von Grabmalen

a) fuir die Genehmigung zur Errichtung oder Anderung:

b) fur die laufende Uberprifung der Standsicherheit wahrend der Dauer

des Nutzungsrechts (nur stehende Grabmale):

c) fur die laufende Uberpriifung der Standsicherheit (nur stehende Grab-
male) bei der Verlangerung von Nutzungsrechten, flir jedes Jahr der

Verlangerung:

50,00€

60,00€

2,00 €
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V.Sonstige Gebuhren

1. Entsorgungspauschale Grinabfall, je Beisetzung 100,00 €

a) fur jedes Jahr der Verlangerung des Nutzungsrechtes 3,50€
2.Verwaltungsgebuiihren je Bestattungsfall: 115,00 €
3. Benutzung der Friedhofskapelle, je Bestattungsfall: 150,00€
4. Pflegekosten je Grabstelle und Jahr: 10,00€

5. Einebnen von Grabstéatten,
frihestens nach Ablauf von 25 Jahren,

a) fur eine Urnengrabstelle: 50,00€

und bei Erdbestattungen,

b) fir eine Einzelgrabstelle: 120,00€

c)fureinDoppelgrabstelle: 150,00 €

zusatzlich vor Ablauf der Nutzungsdauer zu entrichten:

d) Pflegekosten/ je Grabstelle und Jahr 10,00 €
87

Fir besondere zusatzliche Leistungen, die im Gebuhrentarif nicht vorgesehen sind, setzt der
Kirchenvorstand die zu entrichtende Vergutung von Fall zu Fall nach dem tatsachlichen Auf-
wand fest.

§8
Schlussvorschriften

(1) Diese Friedhofsgebihrenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmigung am
Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebihrenordnung tritt die bisherige Friedhofsgeblhren-
ordnung aul3er Kraft.

Essenrode, den 11.05.2017

Der Kirchenvorstand:

gez. Pauer, P.
Vors. Kirchenvorstand

(L.Ss.)
gez. G. Bosse
Kirchenvorsteher(in)

Genehmigungsvermerk:

Die vorstehende Friedhofsgebiihrenordnung wird hiermit gemafl 8 66 Abs.1 Satz 1 Nr.5, Abs.
2 und Abs. 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Gifhorn, den
Der Kirchenvorstand: 29.05.2017

gez. Pfannenschmidt
Vors. Kirchenkreisvorstand

(L.s.)
gez. S. Baucke
Kirchenkreisvorsteher(in)

ABI.-Nr. 19 vom 07.06.2017
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Bekanntmachung der
Friedhofsordnung

fiir den Friedhof
der Ev.-luth. St. Johannes-Kirchengemeinde in Essenrode

Gemal § 4 der Rechtsverordnung Uber die Verwaltung kirchlicher Friedhsfe (Friedhofsrechts-
verordnung) vom 13.November 1973 (KABI. 1974 S.1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth.

St. Johannes-Kirchengemeinde in Essenrode am 24.11.2016 folgende Friedhofsordnung be-
schlossen:

Der Friedhof ist die Statte, auf der die Verstorbenen zur letzten Ruhe gebettet werden. Er ist mit
seinen Grabern ein sichtbares Zeichen der Verganglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein
Ort, an dem Kirche die Botschaft verkiindet, dass Christus dem Tode die Macht genommen hat
und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in die-
ser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf dem Friedhof Richtung und Weisung.

Inhaltsiibersicht

I.  Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck
§ 2 Friedhofsverwaltung
§ 3 SchlieRBung und Entwidmung

II. Ordnungsvorschriften

§ 4 Offnungszeiten
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof
§ 6 Gewerbliche Arbeiten

1. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7 Anmeldung der Bestattung

§ 8 Beschaffenheit von Sargen und Urnen
§ 8 Ruhezeiten

§ 10 Umbettungen und Ausgrabungen

V. Grabstatten

§ 11 Allgemeines

§ 12 Reihengrabstatten

§ 13 Wahlgrabstatten

§ 14 Urnenwahlgrabstatten

§ 15 Urnenrethengrabstatten

§ 16 Rasenreihengrabstatten

§ 17 Rasenurnenwahlgrabstétten

§ 18 Rasenurnenreihengrabstatten
§ 19 Riickgabe von Wahlgrabstatten
§ 20 Bestattungsverzeichnis

V. Gestaltung der Grabstétten und Grabmale

§ 21 Gestaltungsgrundsatz
§ 22 Allgemeine Gestaltungsvorschriften fir die Anlage von Grabstatten
§ 23 Allgemeine Gestaltungsvorschriften fur die Errichtung von Grabmalen
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V1. Anlage und Pflege der Grabstatten

§ 24 Allgemeines
§ 25 Grabpflege, Grabschmuck
§ 26 VVernachlassigung

VIl. Grabmale und bauliche Anlagen

§ 27 Genehmigungserfordernis

§ 28 Mausoleen und gemauerte Grifte

§ 29 Entfernung

§ 30 Kunstlerisch und historisch wertvolle Grabmale

VI, Leichenraume und Trauerfeiern

§ 31 Leichenhalle / Leichenkammer
§ 32 Benutzung Friedhofskapelle / Aussegnungshalle

IX. Haftung und Gebthren

§ 33 Haftung
§ 34 Gebihren

X. Schlussvorschriften
§ 35 Inkrafttreten

l. Allgemeine Vorschriften

§1

Geltungsbereich und Friedhofszweck

(1) Diese Friedhofsordnung gilt fir den Friedhof der Ev.-luth. St. Johannes-Kirchengemeinde in
Essenrode in seiner jeweiligen GréRe. Der Friedhof umfasst zurzeit die Flurstiicke 127/22, 128/2
Flur 3 und 64/31 Flur 1, alle Gemarkung Essenrode in GréRe von 0,62.98 ha, Eigentiimer der
Flurstiicke ist die Ev.-luth. St. Johannes-Kirchengemeinde in Essenrode.

(2) Der Friednof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz in der
Ev.-luth. St. Johannes-Kirchengemeinde in Essenrode hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem
Tode ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstétte besallen. Dartiber hinaus dient
der Friedhof auch der Bestattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. Niederséchsi-
schen Bestattungsgesetzes, soweit ein Elternteil seinen Wohnsitz in der Ev.-luth. St.-Johannes-
Kirchengemeinde in Essenrode hat oder einem Elternteil ein Beisetzungsrecht nach Satz 1
zusteht,

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwal-
fung. '
§2
Friedhofsverwaltung

(1) Der Friedhof ist eine unselbstandige Anstalt des 6ffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvor-
stand verwaltet (Friedhofsverwaltung).

{2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung sowie den sonstigen
kirchlichen und staatlichen Vorschriften.

{3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kirchenvorstand einzelne Personen,
einen Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.
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(4) Im Zusammenhang mit einer Bestattung oder einer Beisetzung, Verleihung, Verlangerung
oder Ubertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstétte, Genehmigung zur Errichtung eines
Grabmals oder sonstiger Anlagen, Zulassung von Gewerbetreibenden sowie mit der Erhebung
von Geblhren und Entgelten diirfen fir den jeweiligen Zweck die erforderlichen personenbezo-
genen Daten erhoben, verarbeitet und genutzt werden.

§3
SchlieBung und Entwidmung

(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile, einzelne Grabstatten kénnen aus wichtigem Grund be-
schrénkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden.

(2) Nach der beschrankten SchlieBung durfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen
werden. Eine Verlangerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an
die Ruhezeiten erfolgen. Beisetzungen durfen nur noch in Grabstatten stattfinden, an denen im
Zeitpunkt der beschrankten Schlielung noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstatten
noch nicht belegt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen
waren. Grabstellen an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschrankten SchlieRung ab-
lauft, diirfen nicht neu belegt werden. Eingeschrankt werden kann auch der Kreis der Beisetz-
ungsberechtigten; nachtragliche Ausnahmen von dieser Einschrankung kann die Friedhofsver-
waltung im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger Harten bei bestehenden Nutzungsrechten ge-
nehmigen.

(3) Nach der Schiiefung dirfen Beisetzungen nicht mehr vorgenommen werden.

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestatte der Verstorbenen aufgehoben. Die
Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, samtliche
Ruhezeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietatsfrist vergangen ist.

ll. Ordnungsvoerschriften

§4

Offnungszeiten
(1) Der Friedhof ist tagsliber fUr den Besuch getffnet.

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise fur den Besuch vorlber-
gehend geschlossen werden.

§5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Wiirde des Ortes entsprechend zu verhalten und Auier-
ungen, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische
Kirche richten, zu unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die
Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung wiederholt zuwiderhandeln, das
Betreten des Friedhofes untersagen.

(2) Auf dem Friedhof ist es insbesondere nicht gestattet,

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/Rolierblades/Skateboards aller Art —
ausgenommen Kinderwagen, Rollstihle, Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofs-
verwaltung und der fiir den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden — zu befahren,

b} Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbeziiglich zu werben,

¢} an Sonn- und Feiertagen und in der Nahe einer Bestattung stérende Arbeiten auszu-
fuhren,
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d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsver-
waltung gewerbsmafig zu fotografieren,

e) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu verteilen, ausgenommen Druck-
sachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und Ublich sind,

f)y Abraum und Abfélle auerhalb der daflr bestimmten Stellen abzulagern oder mitge-
brachten Unrat auf den Friedhéfen zu entsorgen,

g) fremde Grabstatten und Friedhofsanlagen auRerhalb der Wege zu betreten, zu be-
schéadigen oder zu verunreinigen,

h) zu tarmen und zu spielen,
i) Hunde unangeleint mitzubringen.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen anderer nicht be-
eintrachtigt werden.

(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedtirfen der vorherigen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung.

§6

Gewerbliche Arbeiten
(1) Die Gewerbetreibenden haben die fur den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten.

(2) Eine gewerbliche Tatigkeit kann von der Friedhofsverwaltung untersagt werden, wenn der
oder die Gewerbetreibende nach vorheriger Mahnung gegen fiir den Friedhof geltende Be-
stimmungen verstoRen hat. Bei besonders schweren Verstéfen ist eine Mahnung entbehrlich.

(3) Die fur die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien diirfen auf dem Friedhof nur
vorlibergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und
Lagerplatze sind nach Beendigung der Tagesarbeit zu s&ubern und in einem ordnungsgematen
Zustand zu verlassen, bei Unterbrechung der Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinde-
rung anderer ausgeschlossen ist. Die Gewerbetreibenden dirfen auf dem Friedhof keinen Ab-
raum lagern. Gewerbliche Geréte dlrfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des
Friedhofs gereinigt werden.

(4) Gewerbetreibende haften gegentiber der Friedhofsverwaltung fiir alle Schaden, die sie im
Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

lll. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§7

Anmeldung einer Bestattung

(1) Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig bei
der Friedhofsverwaltung anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die Bestattung leiten und wer
sonst bei der Bestatiung (einschliefllich Trauerfeier) gestaltend mitwirken wird.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leiten oder bei der Bestattung
gestaltend mitwirken soll, ausschlieen, wenn sie verletzende AuBerungen gegen den christ-
fichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine Wiederholung zu erwarten ist.

(3) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstatte, an der ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist das
Nutzungsrecht nachzuweisen.

(4) Die Friedhofsverwaltung setzt im Einvernehmen mit dem Antragsteller oder der Antragstellerin
Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Wiinsche der Angehérigen sollen dabei nach Méglichkeit
berlicksichtigt werden,
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§8

Beschaffenheit von Sargen und Urnen

(1) Erdbestattungen sind nur in geschiossenen feuchtigkeitshemmenden Sargen zuléssig. Von
der Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehérde Ausnahmen zulassen, wenn in
der zu bestattenden Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein éffentlicher Belang nicht ent-
gegensteht.

(2) Fur Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die physi-
kalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu
veréndern oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermég-
licht.

(3) Die Sarge durfen hochstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im MittelmaB 0,65 m breit sein. Fiir
groflere Sérge ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung
einzuholen.

(4) Fur Sargauskleidungen, Leichenhiillen und Leichenbekleidung gelten die Anforderungen des
Absatzes 2 entsprechend.

(5) Fur Bestattungen in zuganglichen, ausgemauerten Griften sind nur Metallsérge oder Holz-
sdrge mit Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind.

{6) Es durfen keine Urnen, Uberurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunst-
stoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nach-
haltig die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund-
wassers zu verdndern.

§9
Ruhezeiten
{1} Die Ruhezeit fiir Leichen betragt 30 Jahre, fur Kinder bis zu 5 Jahren 30 Jahre.
(2) Die Ruhezeit flir Aschen betragt 30 Jahre.
§10
Umbettungen und Ausgrabungen
(1) Umbettungen dirfen zur Wahrung der Totenruhe grundsatzlich nicht vorgenommen werden.

{2) Leichen und Aschenreste in Urnen dirfen vor Ablauf der Ruhefrist nur mit Genehmigung der
unteren Gesundheitsbehtrde ausgegraben oder umgebettet werden.

(3) Der oder die Nutzungsberechtigte hat sich gegentiber der Friedhofsverwaltung schriftlich zu

verpflichten, alle Kosten zu Gibernehmen, die bei der Umbettung durch Beschadigung und Wie-

derinstandsetzung gartnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstétten oder Friedhofs-
anlagen entstehen.

(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen
oder gehemmt.

(5) Grabmale, ihr Zubehér und Pflanzen kénnen umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestim-
mungen des neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen.
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IV. Grabstitten

§ 11
Allgemeines

(1) Folgende Arten von Grabstatten stehen zur Verflgung:

a) Reihengrabstatten {§ 12)
b) Wahlgrabstatten (§ 13)
¢) Urnenwahlgrabstatten (§ 14)
d) Urnenreihengrabstatten (§ 15)
e} Rasenreihengrabstatten (§ 16)
f) Rasenurnenwahligrabstatten §17)
g} Rasenurnenreihengrabstatten (§ 18)

(2) Die Grabstéatten bleiben im Eigentum der Kirchengemeinde. An ihnen werden nur &ffentlich-
rechtliche Nutzungsrechte nach MalRgabe dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fassung ver-
liehen. Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person, nicht mehreren Personen zu-
gleich zustehen. Nutzungsberechtigte haben jede Anderung ihrer Anschrift der Friedhofsver-
waltung mitzuteilen.

(3) Rechte an einer Grabstétte werden nur im Todesfalle verliehen. Bei Wahlgrabstatten kann der
Kirchenvorstand Ausnahmen zulassen.

{4) Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nutzungsrechten an Grabstatten in be-
stimmter Lage sowie auf Unverénderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

(5) In einer Grabstatte darf grundséatzlich nur eine Leiche oder Asche beigesetzt werden. Eine
verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig — bei oder kurz nach der Geburt — verstorbenes Kind oder
zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr diirfen in einer Grabstelle
beigesetzt werden.

(6) In einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstelle darf zusatzlich eine (1) Asche
beigesetzt werden, wenn der bereits Beigesetzte der Ehegatte oder ein naher Verwandter des
Beigesetzten war.

(7) Bei neu anzulegenden Grabsté&tten sollten die Grabstellen folgende GréRe haben:

a) fur Sarge  von Erwachsenen: Lange 2,20 m, Breite 0,90 m

Doppelgrabstellen: Lange 2,20 m, Breite 2,40 m
b) von Kindern bis 5 Jahre; Lange 1,50 m, Breite 0,90 m
¢) fir Urnen: Lange 1,00 m, Breite 1,00 m

Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan fiir den Friedhof maBgebend. Neue Grabstétten sind an die
vorhandenen Nachbargrabstatten anzupassen.

(8) Die Mindesttiefe des Grabes betragt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfldche (ohne Grab-
higel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberflache 0,50 m. Die Graber fur Erdbeisetzun-
gen mussen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwande getrennt sein.

(9) Graber dirfen nur von denjenigen ausgehoben und zugefiillt werden, die dafiir von der Fried-
hofsverwaltung bestimmt oder zugelassen sind.

(10} Die Nutzungsherechtigten miissen Grabzubehdr (Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen,
GroBgehdlze usw.) soweit erforderlich, vor der Beisetzung auf ihre Kosten entfernen. Uber das
Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung.

(11) Kommen die Nutzungsberechtigten ihren Verpflichtungen aus Abs. 10 nicht nach und muss
beim Ausheben der Gréber das Grabzubehor von der Friedhofsverwaltung entfernt werden, sind
die dadurch entstehenden Kosten durch die Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung zu
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erstatten. Ein Anspruch auf Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen besteht nicht.

(12) Das Aufstellen von Grabschmuck ist auf allen Rasenreihengrabstatten,
Rasenurnenwahligrabstatien und Rasenurnenreihengrabstéatten nicht gestattet. Der Bereich um
das Kreuz ist zum Aufstellen von Grabschmuck vorgesehen.

(13) Veranderungen von Grabanlagen kénnen nur im Ausnahmefall und auf Genehmigung der
Friedhofsverwaltung erfoigen. Uber den Ausnahmefall entscheidet die Friedhofsverwaitung im
Einzelnen.

(14} Nach Ablauf der Ruhefrist kann die Friedhofsverwaltung auf Antrag des
Nutzungsberechtigten die Grabstatten aufrdumen lassen. Die tatsachlich entstandenen Kosten
tragt der Nutzungsberechtigte.

§12
Reihengrabstétten

(1) Reihengrabstatten sind Grabstatten fur Erdbestattungen, die der Reihe nach einzeln fir die
Dauer der Ruhezeit, zurzeit 30 Jahre, vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlan-
gert werden.

(2) Das Abraumen von Reihengrabfeldern oder Teilen davon wird drei Monate vor Ablauf der
Ruhezeit durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht.

§13
Wahlgrabhstitten

(1) Wahlgrabstéatten sind Grabstéatten fir Erdbestatiungen, die mit einer oder mehreren Grab-
stellen vergeben werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes betragt 30 Jahre, vom Tage der Ver-
leihung an gerechnet. Uber das Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt. Bei der Gestaltung
der Grabstatte sind senkrecht stehende Einfassungen nicht erfaubt. Die Friedhofsverwaltung
fasst die Grabstatte mit einer M&hkante ein.

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Félle nach § 3 Abs. 2 auf Antrag fiir die gesamte
Wahigrabstéatte um 30 Jahre verfdngert werden. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur
rechtzeitigen Stellung eines Verlangerungsantrages aufzufordern. Bei einer Beisetzung verlan-
gert sich das Nutzungsrecht fir die gesamte Wahlgrabstatte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die
Geblhren fur die Verlangerung richten sich nach der jeweiligen Gebihrenordnung.

(3) In einer Wahlgrabstatte dirfen der oder die Nufzungsberechtigte und folgende Angehérige
heigesetzt werden:

1. Ehegatte,

2. Lebenspartner/Lebenspartnerin nach dem Gesetz Uiber die eingetragene Lebenspart-
nerschaft,

. Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,

. Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Vater oder Miltter,

. Eltern,

. Geschwister,

. Stiefgeschwister,

. die nicht unter die Nm. 1 -7 fallenden Erben.

o~ U bW

Grundsatzlich entscheidet der oder die Nutzungsberechtigte, wer von den beisetzungsberechtig-
ten Perscnen beigesetzt wird. Kann nach dem Tode eines Beisetzungsberechtigten die Entschei-
dung der oder des Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Bei-
setzung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtgeméaRer Prifung berech-
tigt, die Beisetzung zuzulassen. Die Beisetzung anderer Personen, auch nichtverwandte Perso-
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nen (z.B. Angehérige der Ehefrau oder des Ehemannes, Stiefkinder der oder des Nutzungsbe-
rechtigten oder seines Ehepartners, Stiefgeschwister, Verlobte) bedarf eines Antrages der oder
des Nutzungsberechtigten und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung.

(4) Der oder die Nutzungsberechtigte soll der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen, auf wel-
chen ihrer oder seiner beisetzungberechtigten Angehdrigen das Nutzungsrecht nach ihrem oder
seinem Tode Ubergehen soll. Eine schriftliche Einverstandniserklarung der Rechtsnachfolgerin
oder des Rechtsnachfolgers ist beizubringen. Hat der oder die Nutzungsherechtigte nicht be-
stimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem oder seinem Tode (ibergehen soll, sc geht das
Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 beisetzungberechtigten Angehorigen in der dort genannten
Reihenfolge tber. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils
altesten Person zu. Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin hat der Friedhofsverwal-
tung auf deren Verlangen nachzuweisen, dass er neuer Nutzungsberechtigter oder sie neue
Nutzungsberechtigte ist. ist der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin nicht daran
interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie das Nutzungsrecht auf eine
andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nicht verhanden ist, auf eine
Person Ubertragen, die aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes beisetzungsberechtigt nach
Absatz 3 geworden ist. Fur die Ubertragung gilt Absatz 4.

§14
Urnenwahlgrabstitten

(1) Urnenwahlgrabstéatten werden mit einer oder mehreren Grabstellen zur Beisetzung einer
Asche fiir die Dauer von 30 Jahren vergeben.

(2) Soweit sich nicht aus dieser Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, geiten die Vorschriften
fiir Wahlgrabstatten auch fiir Urnenwahlgrabstatten,

§15
Urnenreihengrabstiitien

{1) Urnenreihengrabstatten werden zur Beisetzung einer Asche fiir die Dauer von 30 Jahren
vergeben. In einer Urnenreihengrabstéatie kann nur eine Asche beigesetzt werden.

(2) Blumen und Trauergebinde durfen nur an einer hierflr besonders ausgewiesenen, zentralen
Stelle abgelegt werden.

(3) Soweit sich nicht aus dieser Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften
fur Reihengrabstatten auch fiir Urnenreihengrabstatten.

§ 16
Rasenreihengrahstétten

(1) Rasenreihengrabstéatten sind Grabstétten fur Erdbestattungen, die der Reihe nach einzeln fir
die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Die Ruhezeit betragt 30 Jahre. Das
Nutzungsrecht kann nicht verlangert werden.

(2) Die Rasenreihengrabstatte erhalt eine Gedenkplatte, die biindig mit der Rasenoberflache
verlegt wird. Eine Grabeinfassung und Grabmale sind nicht gestattet. Die laufende Pflege liegt
hei der Kirchengemeinde.

(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften flr
Reihengrabstatten auch flir Rasenreihengrabstatten.
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§ 17
Rasenurnenwahlgrabstatten

(1} Rasenurnenwahlgrabstétten werden mit einer oder mehreren Grabstellen zur Bestattung einer
Asche fUr die Dauer von 30 Jahren vergeben.

(2) Rasenurnenwahigrabstatten erhalten eine Gedenkplatte, die biindig mit der Rasenoberflache
verlegt werden. Eine Grabeinfassung und Grabmale sind nicht gestattet. Die laufende Pflege liegt
bei der Kirchengemeinde.

(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, geiten die Vorschriften fir
Urnenwahlgrabstétten auch fur Rasenurnenwahlgrabstatten.

§18
Rasenurnenreihengrabstitten

(1) Rasenurnenreihengrabstatten sind Grabstatten mit einer Grabstelle fiir eine Urnenbestattung,
die der Reihe nach einzeln fur die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das Nutzungsrecht
kann nicht verlangert werden.

(2) Rasenurnenreihengrabstatten erhalten eine Gedenkplatte, die blindig mit der
Rasenoberflache verlegt werden. Eine Grabeinfassung und Grabmale sind nicht gestattet. Die
faufende Pflege liegt bei der Kirchengemeinde.

(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften fir
Urnenreihengrabstétten auch fir Rasenurnenreihengrabstatten.

§19
Riickgabe von Wahigrabstéatten

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstéatten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstatten erst
nach Ablauf der letzten Ruhezeit, zuriickgegeben werden. Die Ruckgabe ist nur fur die gesamte
Grabstatte zuldssig. Ausnahmen bedurfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(2) Bei der Rickgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstatien besteht kein Anspruch auf Ge-
bihrenerstattung.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten {bergroRer Wahlgrabstatten
(Wahlgrabstétten mit mehr als 2 Grabstellen) besondere schriftliche Vereinbarungen tiber die
kiinftige Nutzung abschlieen. Ein Anspruch auf Abschiuss von derartigen Vereinbarungen be-
steht nicht.

§ 20
Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung fihrt Gber die Bestattungen ein Verzeichnis, aus dem sich nachvoll-
ziehen lasst, wer an welcher Stelle bestattet ist und wann die Mindestruhezeit ablauft.

V. Gestaltung der Grabstatten und Grabmale

§ 21
Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstatte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck,
die Wurde des kirchlichen Friedhofs in seinen einzeinen Teilen und in seiner Gesamtaniage ge-
wahrt wird.
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§ 22
Allgemeine Gestaltungsvorschriften fiir die Anlage von Grabstatten

Die Grabstatten dirfen nur mit Gewéchsen bepflanzt werden, durch die benachbarte Grabstatten
und offentliche Anlagen nicht beeintrachtigt werden. Das Pflanzen von Baumen ist auf den Grab-
statten nicht gestattet.

§23
Allgemeine Vorschriften fiir die Errichtung von Grabmalen

(1) Grabmale und sonstige Anlagen dirfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung
des Friedhofes bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stéren kénnen. Grabmale dur-

fen sich ferner in ihrer Gestaltung nicht gegen den christlichen Glauben richten. Im Ubrigen gilt

§ 21 entsprechend. Werkstattbezeichnungen diirfen nur unten an der Seite oder Rickseite eines
Grabmales in unauffalliger Weise angebracht werden.

(2) Das Verlegen von Abdeckplatten ist auf allen Grabstatten untersagt.

(3) Grabmale sind ihrer Gréfke entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Hand-
werks zu grinden und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch beim
Offnen benachbarter Graber nicht umstiirzen oder sich senken kénnen. Absatz 1 Satz 1 gilt fur
sonstige Anlagen entsprechend.

{(4) Grabmale und sonstige Anfagen sind dauernd in wirdigem und verkehrssicherem Zustand zu
halten. Hierfur sind die Nutzungsberechtigten verantwortiich.

(5) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen Anlagen oder Teilen davon gefahr-
det, sind die fir die Unterhaltung verantwortlichen Nutzungsberechtigten verpflichtet, unverzig-
lich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der
oder des Nutzungsberechtigten Sicherungsmafnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen, Ab-
sperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Fried-
hofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Fried-
hofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten der oder des Nutzungsbe-
rechtigten zu entfernen. Ist der oder die Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder ohne beson-
deren Aufwand nicht zu ermitteln, genlgen als Auffordertng eine &ffentliche Bekanntmachung
und ein Hinweisschild auf der Grabstétte, das fir die Dauer von einem Monat aufgestellt wird.

(6) Damit eine einheitliche Raumwirkung der Grabfelder mit Reihen und Wahigrabstatten erreicht
wird, sind Grabmale in der Regel unter 1,00 m Hohe zu halten. Grabmale auf Urnengrabern sind
in der Regel unter 0,70 m Héhe zu halten. Die Hohe der Grabmale soll den 6rtlichen Gegeben-
heiten angepasst sein. Fur Rasenreihengrabstétten wird eine einheitliche Grélle und Beschaffen-
heit fUr die Gedenkplatte vorgeschrieben.

VI. Aniage und Pflege der Grabstitten

§24
Allgemeines

(1) Die Grabstatten mussen binnen sechs Monaten nach der Belegung oder nach dem Erwerb
des Nutzungsrechtes angelegt sein. Zur gartnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen
Nutzungsberechtigten verpflichtet. Sie kénnen entweder die Grabstatte selbst anlegen und pfle-
gen oder Dritte damit beauftragen. Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf des Nutzungs-
rechts bzw. Einebnung der Grabstatte.

(2) Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, absterbende oder die Bestattung behin-
dernde Hecken und Strducher zu beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte Blumen, Kranze
usw. sind von den Grabstatten zu entfernen und an den dafiir vorgesehenen Platzen abzulegen.
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(3) Die Unterhaltung und jede Veranderung der gartnerischen Anlagen auBerhalb der Grab-
statten obliegt allein der Friedhofsverwaltung.

§ 25
Grabpflege, Grabschmuck

(1) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekampfungsmitteln sowie von chemi-
schen Reinigungsmittel zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen ist nicht gestattet.

(2) Kunststoffe durfen in samtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Krénzen,
Trauergebinden, Trauergestecken, in Grabschmuck und bei Grabsteineinfassungen sowie bei
Pflanzenzuchtbehaltern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden. Ausgenommen
sind Grabvasen und Markierungszeichen.

(3) Die Verwendung von Blechdosen, Glasern, Flaschen o.&. fur die Aufnahme von Schnittblu-
men ist nicht gestattet.

§26
Vernachlidssigung

(1) Wird eine Grabstatte nicht vorschriftsmafig hergerichtet oder gepflegt, hat der oder die
Nutzungsberechtigte nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstétte
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt der oder die Nutzungsbe-
rechtigte der Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung in diesem Fall die Grab-
statte auf ihre oder seine Kosten in Ordnung bringen oder bringen lassen. Die Friedhofsver-
waltung kann auch das Nutzungsrecht ohne Entschédigung entziehen, soweit sie die Nutzungs-
berechtigte oder den Nutzungsberechtigten schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat.
In dem Entziehungsbescheid wird der oder die Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal
und sonstige Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbe-
scheides zu entfernen.

(2) Ist der oder die Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ochne besonderen Aufwand zu
ermitteln, wird durch &ffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und
Pflege hingewiesen. AuRerdem wird der oder die unbekannte Nutzungsherechtigte durch ein Hin-
weisschild auf der Grabstatte aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu
setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsver-
waltung

a) die Grabstatte abraumen, einebnen und einsaen und
b} Grabmale und sonstige Anlagen beseitigen lassen.,

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung
nicht befolgt oder ist der oder die Nutzungsherechtigte nicht bekannt oder nicht ohne besonderen
Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck entfernen.

VIl. Grabmale und bauliche Anlagen
§ 27
Genehmigungserfordernis

(1) Die Errichtung und Verdnderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmi-
gung der Friedhofsverwaltung. Der Antrag ist schriftlich durch die oder den Nutzungsberechtigten
oder seinen Bevolimachtigten zu stellen.

{2) Die Antrage sind in zweifacher Ausfertigung mit folgendem Inhalt einzureichen:

a) Grabmalentwurf mit Grundriss sowie Vorder- und Seitenansicht im Malstab 1:10 unter
Angabe des Materials, seiner Bearbeitung und Fundamentierung.
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b) Wortlaut und Platzierung der Inschrift, der Ornamente und der Symbole unter Angabe
der Form und der Anordnung, des Materials sowie seiner Bearbeitung.

Fur die Erstellung, die Abnahmepriifung und die jahrliche Priifung der Grabanlagen gilt die

» 1 echnische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal)", der Deutschen
Naturstein-Akademie e.V., Gerberstr. 1, 56727 Mayen, Ausgabe 20086, in der zurzeit guitigen
Fassung.

Eine Genehmigung ist nicht erforderfich, wenn auf einem bereits vorhandenen Grabmal anlass-
lich einer weiteren Beisetzung lediglich der Name, die Berufsbezeichnung, das Geburts- und
Sterbedatum des Beigesetzten in gleicher Ausfiihrung wie die vorhandene Beschriftung ange-
bracht werden soll.

(3) Die Errichtung, Aufstellung und Veranderung aller sonstigen Anlagen, Einfriedungen (Stein-
einfassungen), Banke etc. bedarf ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Fried-
hofsverwaltung. Die Absétze 1 und 2 gelten entsprechend.

{4) Entspricht die Ausfithrung eines errichteten oder veranderten Grabmales nicht der genehmig-
ten Zeichnung und ist sie nicht genehmigungsfahig, setzt die Friedhofsverwaltung dem oder der
Nutzungsberechtigten eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abanderung des Grabmals.
Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abanderung oder Beseiti-
gung auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten veranlassen. Bei nicht ordnungsgemafter
Griindung und Befestigung des Grabmals gilt § 23 Abs. 5.

§28
Mausoieen und gemauerte Griifte

(1) Soweit auf dem Friedhof Mausoleen oder gemauerte Grifte bestehen, kénnen sie im Rahmen
der bestehenden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht méglich. Im Ubrigen giit
§ 23 Abs. 3 und 4 entsprechend.

(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mauscleen oder gemauerten Griiften
ist nur méglich, wenn sich die Nutzungsberechtigten in einem schriftlichen Vertrag gegentber der
Friedhofsverwaltung verpflichten, alle mit der Instandsetzung und Unterhaltung der Mausoleen
und Grifte verbundenen Kosten zu Gbernehmen.

In dem Vertrag ist weiterhin zu regeln, dass der oder die Nutzungsberechtigte alle anfallenden
Kosten sowie die Verkehrssicherungspflicht fir die o0.g. Anlagen Ubernimmt. Nach Beendigung
des Nutzungsrechts sind die Mausoleen bzw. die gemauerten Griifte von den Nutzungsberechtig-
ten restios zu entfernen.

§ 29
Entfernung

(1) Grabmale und sonstige baulichen Anfagen durfen vor Ablauf des Nutzungsrechts nur mit vor-
heriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. Eine vorzeitige Einebnung einer
Grabstatte kann frihestens nach Ablauf von 25 Jahren Ruhezeit erfolgen.

(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung Uber das Abraumen der Grab-
statten veranlasst die Friedhofsverwaltung die Entfernung der Grabmale und sonstigen Anlagen.
Unberiihrt bieibt § 30. innerhalb von 3 Monaten nach der Bekanntmachung Giber das Abraumen
und bei Wahlgrabstéatten auch innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Nutzungszeit kann der
oder die bisherige Nutzungsberechtigte Grabmale und sonstige Anlagen der Grabstitte selbst
entfernen, soweit es sich nicht um Grabmale nach § 30 handelt. Die Friedhofsverwaltung hat
keinen Ersatz fir Grabmale und sonstige Anlagen zu leisten. Sie ist auch zur Aufbewahrung ab-
gerdumter Grabmale und sonstiger Anlagen nicht verpflichtet. Die Friedhofsverwaltung hat auch
keinen Geblihrenbetrag zu erstatien, wenn der oder die Nutzungsberechiigte selbst abraumt.
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§ 30
Kiinstierisch oder historisch wertvelle Grabmale

Kinstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Méglichkeit von der Friedhofsver-
waltung erhaften.

Vill. Leichenraume und Trauetfeiern

§ 31
L eichenhalle / Leichenkammer

(1) Die Leichenhalle / L eichenkammer dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung. Sie
darf nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden.

(2) Auf Wunsch der Angehdrigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der
Leichenhalle / Leichenkammer von einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung gedffnet
werden. Sarge sollen spétestens %2 Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden.

(3) Ein Sarg, in dem ein Verstorbener liegt, der im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem
Bundes-Seuchengesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei dem der Verdacht einer
solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Méglichkeit in einem
besonderen Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung des Gesuind-
heitsamtes gedffnet werden.

§ 32
Benutzung Friedhofskapelle / Aussegnungshalle

(1) Fur die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle / Aussegnungshalle zur Verfigung. Trauerfeiern
missen der Wirde des Ortes entsprechen.

(2) Die Benutzung kann untersagt werden, wenn der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes an
einer nach dem Bundes-Seuchengesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bej ihm der
Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Be-
denken wegen des Zustandes der Leiche bestehen.

VIIl. Haftung und Gebiihren
§ 33
Haftung

(1) Die Nutzungsberechtigten haften fur alle Schéden, die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag
errichtete Grabmale, Einfriedungen und sonstige Anlagen entstehen.

(2) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur Verhiitung von Schéden, die durch fremde
Personen oder Tiere hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen.
§ 34
Gebiihren

Fur die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichfungen sind Gebilhren nach der jeweils
geltenden Friedhofsgebihrenordnung zu entrichten.
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IX. Schlussvorschriften
§ 35
Inkrafttreten

(1) Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach der 6ffent-
lichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 10.08.2009 auBer Kraft.

Essenrode, den 24.11.2016

Der Kirchenvorstand: gez. Pauer, P.
Vors. Kirchenvorstand

(L.S.)

Kirchenvorsteher(in)

Genehmigungsvermerk:
Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemaf § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, Abs. 2 und 5 der
Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Gifhorn, den «2 '{05—&&/;

gez. Pfannenschmidt
Vors. Kirchenkreisvorstand

(L.S.)

gez. S. Baucke
Kirchenkreisvorsteher(in)

ABI.-Nr. 19 vom 07.06.2017
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Bekanntmachung der
2. Verordnung zur Anderung der

Verordnung

zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung in der Stadt Helmstedt

Aufgrund der §§ 1 und 55 des Niedersachsischen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung (Nds. SOG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.01.2005 (Nds. GVBI.
S. 9), zuletzt geandert durch Artikel Il des Gesetzes vom 06.04.2017(GVBI. Nr. 6/2017, S.
106) hat der Rat der Stadt Helmstedt in seiner Sitzung am 11.05.2017 fir das Gebiet der
Stadt Helmstedt folgende Verordnung erlassen:

Artikel 1

Die Verordnung zur Aufrechterhaltung der &ffentlichen Sicherheit und Ordnung in der Stadt
Helmstedt vom 19.12.2008 in der Fassung der 1. Anderungsverordnung vom 28.11.2012
wird wie folgt gedndert:

§ 10 Abs. 2.2 erhalt folgende Fassung:

In der 6ffentlichen Griinanlage Wallgarten (Griinanlage am Langen Wall) gilt die allgemeine
Leinenpflicht gem. Abs. 2.1 Satz 2 in den Zeiten von 07.00 bis 10.00 Uhr und von 17.00 bis
21.00 Uhr nicht. Zu diesen Zeiten dirfen Hunde unangeleint gefihrt werden, wenn Aufsicht
und ausreichende Einflussnahmemdglichkeiten gewahrleistet sind.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach lhrer Verkiindung in Kraft und gilt langstens bis zum
31.12.2028.

Helmstedt, den 17.05.2017

gez. Schobert

Schobert
(BlUrgermeister)

ABI.-Nr. 19 vom 07.06.2017



	0 Seite 1
	94 S 215-
	95 S 216-218
	§ 1
	Allgemeines
	Gebührenpflichtige

	§ 3
	Entstehen der Gebührenpflicht
	§ 4

	§ 5
	Stundung und Erlass der Gebühren
	Gebührentarif
	II. Gebühren für Umbettungen
	III. Gebühren für die Genehmigung der Errichtung oder Änderung von Grabmalen und für die Prüfung der Standsicherheit von Grabmalen

	§ 7
	§ 8
	Schlussvorschriften
	Genehmigungsvermerk:



	96 S 219-232
	97 S 233



